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1
Einführung

Wenn lang etablierte Gewerkschaftsbewe-
gungen eine Revitalisierung vollziehen
wollen, müssen sie sich, so wurde mehr-
fach argumentiert, als soziale Bewegungen
neu erschaffen (Turner/Hurd 2001). Sie
müssen ihren Zielhorizont erweitern, Ver-
änderungen anstreben, die über das un-
mittelbare Arbeitsverhältnis hinausgehen,
und sie müssen ihre Fähigkeit wiederent-
decken, Arbeitnehmer im Rahmen von
Kampagnen für soziale Gerechtigkeit am
Arbeitsplatz und in der Gesellschaft zu mo-
bilisieren. Ein integraler Bestandteil dieses
Plädoyers für die Einführung des „Social
Movement Unionism“ ist die Überzeu-
gung, dass sich Gewerkschaften – basierend
auf der Politik der sozialen Identität, der
Umwelt- und der Globalisierungspolitik –
zu einem gemeinsamen Vorgehen mit an-
deren progressiven sozialen Kräften und
insbesondere mit den „neuen sozialen Be-
wegungen“ entschließen sollten.

Im Folgenden sollen Gewerkschafts-
bündnisse definiert und ihre Funktionen
spezifiziert werden, und es sollen unter-
schiedliche Typen solcher Bündnisse iden-
tifiziert und die zahlreichen Faktoren auf-
gezeigt werden, die Gewerkschaften dazu
veranlassen, Bündnisse einzugehen. Den
Schluss bilden Überlegungen zu der Frage,
welche Rolle die Bündnisbildung für die
Revitalisierung nationaler Gewerkschafts-
bewegungen spielen sollte und könnte.

Bündnisse, oder vielmehr die Partner
in der Allianz, können Gewerkschaften mit
Ressourcen versorgen, die zum Erreichen
ihrer Ziele beitragen. Als solche sind sie ei-
ne von mehreren Ressourcen, auf die Ge-
werkschaften zugreifen können. Zu den
weiteren Quellen gewerkschaftlicher Stärke
zählen die kollektive Handlungsbereit-
schaft der Gewerkschaftsmitglieder, die
über Tarifverhandlungen oder die Arbeits-
beziehungen zugänglichen Mittel des Ar-
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Bündnisse mit anderen Gruppen der Zivilgesellschaft können zur Revitalisierung der Arbeiterbewegung beitragen. Empirische Befunde
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2
Funktionen gewerkschaft-
licher Bündnisse

Im Mittelpunkt eines Bündnisses stehen
die gemeinsamen Aktivitäten mit Organi-
sationen außerhalb der Arbeiterbewegung
zwecks Verfolgung gemeinsamer Ziele. Ge-
werkschaftsbündnisse lassen sich wie folgt
definieren: Sie sind mit singulären, unre-
gelmäßigen oder kontinuierlichen gemein-
samen Aktivitäten verbunden, die von Ge-
werkschaften in Verbindung mit anderen,
nicht gewerkschaftlichen Organisationen
der Zivilgesellschaft, einschließlich Nach-
barschafts-, Religions-, Identitäts-, Advo-
cacy- oder Wohlfahrtsorganisationen zur
Verfolgung gemeinsamer Ziele unternom-
men werden.

Dies ist eine weit gefasste Definition,
die aber gemeinsame Aktionen mit staat-
lichen Stellen und politischen Parteien
ebenso ausschließt wie solche mit anderen
Gewerkschaften oder Arbeitgebern. Ge-
werkschaftsbündnisse können zwar dazu
führen, dass staatliche Stellen, andere Ge-
werkschaften und Arbeitgeber in gemein-
same Aktionen einbezogen werden, sie sind
jedoch nicht durch die Beteiligung derarti-
ger Institutionen definiert. Zudem müssen
wir von der Vorstellung Abschied nehmen,
dass solche Bündnisse zwischen Gewerk-
schaften und anderen Gruppen dauerhaf-
ten oder formellen Charakter haben müs-
sen. Sie können sich temporär bilden, sich
wieder auflösen und setzen weder Dauer-
haftigkeit noch Erfolg voraus.
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beitgebers, das über die Gerichte zugäng-
liche System des Individual- und Kollek-
tivarbeitsrechts sowie die staatlichen Mit-
tel, die den Gewerkschaften über ihre
Beteiligung an der Politik zugänglich sind.
Typischerweise sind Gewerkschaften im
Umgang mit diesen traditionellen Ressour-
cen geübter und schrecken infolge dessen
vor der Bildung von Bündnissen zurück. Es
gibt jedoch zahlreiche Beispiele von Bünd-
nissen in der Geschichte der Gewerk-
schaftsbewegung. Zudem beobachten wir
ein verstärktes Interesse heutiger Gewerk-
schaften nach neuen Bündnispartnern.
Ihre Hauptmotivation ist unserer Ansicht
nach der Zugang zu folgenden fünf Res-
sourcen:

Finanzielle Ressourcen und Sachmittel
Bündnisse können mit materieller Unter-
stützung für die Gewerkschaften verbun-
den sein; dies ist in den USA oder Groß-
britannien verbreiteter als in Deutschland.
Ein Beispiel sind langanhaltende Streik-
maßnahmen, wo Frauen- und andere loka-
le Unterstützungsgruppen Geld und Le-
bensmittel zur Verfügung stellen. Ein ande-
res Beispiel sind die Inanspruchnahme von
wertvollen indirekten materiellen Ressour-
cen wie Aktivistennetzwerke, bezahlte Mit-
arbeiter oder Räumlichkeiten.

Kommunikation
Viele Bündnispartner verfügen über eine
Wählerschaft, eine Mitgliedschaft oder ei-
nen Kundenkreis, die außerhalb des tradi-
tionellen gewerkschaftlichen Einzugsgebie-
tes liegen. Zweck von Bündnissen kann es
deshalb sein, der Gewerkschaft den Zugang
zu diesen Mitgliedern, Sympathisanten
oder Klienten der Bündnispartner zu ver-
schaffen. Somit verlässt sich die örtliche
Mitgliedergewinnung in den USA häufig
auf lokale ethnische Partner- oder Religi-
onsgruppen, um sich den Zugang zu Be-
schäftigten zu erleichtern, die ethnischen
Minderheiten angehören (Bonacich 2000).

Fachwissen
Ferner können Bündnispartner über Ex-
pertenwissen verfügen, auf das die Ge-
werkschaften zugreifen können. Bezogen
auf ihren jeweiligen Organisationsbereich
haben mehrere deutsche Gewerkschaften
gemeinsam mit Umweltgruppen Forde-
rungen für eine Politik der nachhaltigen
Entwicklung erarbeitet. Ein anderes Bei-
spiel sind Bündnispartner, die Fachbera-
tung in den Bereichen des Einwanderungs-

oder Fürsorgerechts liefern können, was
die gewerkschaftliche Mitgliedergewin-
nung und die Bereitstellung gewerkschaft-
licher Dienstleistungen für neue Mitglie-
der vereinfacht (Milkman/Wong 2000).

Legitimität
Das Vorhandensein eines Bündnispartners
kann einer Gewerkschaft und ihren Forde-
rungen Legitimität gegenüber Staat oder
Gesellschaft verleihen. D.h. Gewerkschaf-
ten können durch den Zusammenschluss
mit Organisationen, die ein positives öf-
fentliches Image haben, eine „übertragene
Legitimität“ erwerben. In vielen Fällen hat
die Allianz auch die Funktion, die Gewerk-
schaftspolitik inhaltlich zu unterstützen,
insbesondere wenn Mitgliederrekrutie-
rungskampagnen von religiösen oder eth-
nischen Organisationen unterstützt wer-
den. Des Weiteren kann ihnen der Zusam-
menschluss die Möglichkeit bieten, den
Verdacht zu entkräften, die Gewerkschaft
betreibe reine Klientelpolitik, während ge-
meinsame Kampagnen mit anderen Stellen
den Anliegen gewerkschaftlicher Politik zu-
sätzliches Gewicht verleihen können.

Mobilisierung
Bündnisse können die Mobilisierung der
allgemeinen Unterstützung für Gewerk-
schaften in Demonstrationen, Wahl- oder
Verbraucherboykotten fördern. In den
USA können solche Aktionen im Rahmen
von temporären Kampagnen zur gewerk-
schaftlichen Mitgliedergewinnung beob-
achtet werden, wobei religiöse Organisa-
tionen und Nachbarschaftsgruppen ihre
Anhänger gegen bestimmte Arbeitgeber
mobilisieren. Auch im Rahmen der An-
tiglobalisierungsbewegung waren solche
Bündnisse erkennbar: Bei den zentralen
Demonstrationen in Seattle oder Genua
kamen Demonstranten zusammen, die von
den Gewerkschaften und von mehreren
Umwelt-, Religions-, Menschenrechts- und
anderen Gruppen organisiert worden
waren.

3 
Arten von Bündnissen

Gewerkschaftlich unterstützte Bündnisse
variieren hinsichtlich der Lebensdauer, der
Identität der Bündnispartner, der Ziele,
ihrer Methoden und des Ausmaßes an Er-
folg. Angesichts der Tatsache, dass Bünd-

nisse auf einem Austausch zwischen Ge-
werkschaften und außergewerkschaftli-
chen Organisationen basieren, lässt sich ei-
ne Klassifizierung am besten mit einer Be-
trachtung der verschiedenen Interaktions-
muster der Bündnispartner beginnen. Auf
der einen Seite können die Interessen der
Gewerkschaft das Bündnis dominieren,
während es andererseits Bündnisse geben
kann, wo den Interessen der Bündnispart-
ner Priorität eingeräumt wird. Zwischen
diesen Extremen liegen mehrere Zwi-
schenpositionen. In Abhängigkeit vom
Umfang, in dem Gewerkschaften bei der
Bildung von Bündnissen ihre eigenen In-
teressen oder Ziele in den Vordergrund
stellen bzw. sich den Interessen oder Zielen
von außergewerkschaftlichen Organisatio-
nen widmen, können die folgenden drei
Haupttypen unterschieden werden.

Pionierbündnisse (vanguard coalitions)
Bei diesem Ansatz suchen Gewerkschaften
nach Bündnissen mit Partnern, die eine
untergeordnete Rolle akzeptieren, in der sie
sich mit den Zielen der Gewerkschaft soli-
darisch erklären und diese unterstützen. In
dieser Situation kann davon ausgegangen
werden, dass die Aktivitäten der Gewerk-
schaft auf ein fortschrittliches gesellschaft-
liches Interesse oder ein allgemeines Klas-
seninteresse gerichtet sind, das auch von
anderen Gruppen und Institutionen geför-
dert werden sollte. Mit anderen Worten
übernimmt die Gewerkschaft eine gesell-
schaftliche Führungsrolle, in der sie Solida-
rität von weiten Kreisen der Zivilgesell-
schaft einfordert oder verdient.

Bündnisse für eine gemeinsame Sache
(common-cause coalitions)
Dieser zweite Bündnistyp zeichnet sich
durch den Versuch aus, separate, aber mit-
einander verwandte Interessen zu ermit-
teln, auf deren Grundlage eine Allianz ge-
bildet werden kann. Die Gewerkschaft
schließt diese Allianz, um ihre spezifischen
Interessen voranzutreiben, während ihre
außergewerkschaftlichen Partner dasselbe
tun. Die beiden Interessenpakete ergänzen
sich und bilden als solche die Basis für ein
kooperatives, gemeinsames Handeln. In
Großbritannien dominieren Bündnisse für
eine gemeinsame Sache und sind dort am
häufigsten, wo Gewerkschaften versuchen
breitgestreute Unterstützung zu gewinnen,
um die Privatisierung oder Restrukturie-
rung öffentlicher Dienste zu verhindern.
Die Bildung von Bündnissen wird durch
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die unterschiedlichen, aber sich ergänzen-
den Interessen der um den Erhalt von 
Arbeitsplätzen und -bedingungen kämp-
fenden ArbeitnehmerInnen und der an 
einer gleichbleibenden Qualität der Dienst-
leistungen interessierten Bürger ermög-
licht.

Integrative Bündnisse
Bei der dritten Bündnisart bieten die Ge-
werkschaften ihren Partnern bedingungs-
lose Unterstützung an. In dieser Situation
„übernimmt“ die Gewerkschaft praktisch
die Ziele der außergewerkschaftlichen Or-
ganisationen und macht diese zu ihren
eigenen. Solche integrativen Bündnisse las-
sen sich insbesondere in Deutschland be-
obachten, wo sich die Gewerkschaftsbewe-
gung als Reaktion auf Solidaritätsaufrufe
von Umweltaktivisten oder Antifaschis-
musgruppen an gemeinsamen Aktionen
beteiligt.

Eine zweite Möglichkeit zur Unter-
scheidung von verschiedenen Bündnissen
sind die von ihnen angewandten Metho-
den. Insbesondere unterscheiden sich
Bündnisse hinsichtlich der Art, in der sie
mit dem Staat interagieren, wobei dieser
häufig das Hauptziel aller Bündnisaktivitä-
ten darstellt. Laut McIlroy (2000) können
Gewerkschaften als „Insider“ oder als
„Outsider“ in der Politik intervenieren. Im
ersten Fall werden sie als legitime Vertreter
akzeptiert und treten in einen Dialog mit
Ministern und Vertretern des Staates, um
ihre politischen Ziele durchzusetzen, wäh-
rend sie im zweiten ohne Einfluss bleiben
und somit bestrebt sind, durch andere Mit-
tel wie Arbeitskampfmaßnahmen oder die
Erzeugung von öffentlichem Protest Druck
auf die öffentlichen Stellen auszuüben.
Diese Art der Unterscheidung lässt sich auf
die von Gewerkschaften unterstützten
Bündnisse anwenden.

Einerseits können „Einflussbündnisse“
beobachtet werden, in deren Rahmen Ge-
werkschaften Bündnisse mit anderen „In-
siderorganisationen“ anstreben, um sich
bei der Durchsetzung ihrer eigenen Politik
gegenüber der Regierung deren Sachkennt-
nis und Legitimität zu Nutze zu machen. In
Deutschland beispielsweise lehnten die Ge-
werkschaften die Zusammenarbeit mit den
radikalen Globalisierungsgegnern inner-
halb der Protestbewegung im Großen und
Ganzen ab und entschieden sich statt des-
sen für friedliche Kampagnen zur Durch-
setzung von Regeln für einen fairen Handel
und Verhaltenskodizes (Codes of Con-

duct). Andererseits lassen sich aber auch
„Protestbündnisse“ ausmachen, die be-
müht sind, Gewerkschaftsmitglieder und
andere Zielgruppen zu mobilisieren, um
externen Druck auf die Regierung auszu-
üben. In den USA basieren Kampagnen 
für existenzsichernde Löhne und gegen
Sweatshops ebenso auf dieser Bündnisart,
wie Bemühungen um eine örtlich veran-
kerte Mitgliedergewinnungsstrategie, die
seitens SEIU, UNITE, HERE und anderer
US-Gewerkschaften unternommen wer-
den (Bonacich 2000; Needleman 1998). In
diesem Fall handelt es sich bei den Bünd-
nispartnern häufig um locker strukturier-
te, lokale Organisationen, wobei die ge-
werkschaftliche Initiative weniger im Zen-
trum der Organisation, als vielmehr bei der
aktiven Basis in Gang gesetzt wird. Letzte-
res ist jedoch keine unumstößliche Regel.
„Protestbündnisse“ können auch von den
Gewerkschaftshauptverwaltungen initiiert
werden. Eine derartige Strategie wurde
zum Beispiel von der Sweeney-Führung
des AFL-CIO anvisiert und im Rahmen der
so genannten Union Cities Campaigns
(lokale Kampagnen) am deutlichsten um-
gesetzt (Kriesky 2001).

4 
Bündnisfördernde
Faktoren

Es wurde bereits erwähnt, dass Gewerk-
schaften sich durch Bündnisse den Zugang
zu einer Reihe von neuartigen Ressourcen
sichern können und die gemeinsame Ar-
beit mit anderen Organisationen zur Revi-
talisierung der Arbeiterbewegung beitra-
gen kann. So stellt sich die Frage nach den
Ursprüngen von Bündnissen und den Fak-
toren, die Gewerkschaften veranlassen, sich
dieser besonderen Methode der Bündnis-
bildung zu bedienen. Unsere Analyse der
drei nationalen Fälle legt nahe, dass sich die
Gewerkschaften durch zwei Typen von
Zwängen zur Bildung von Bündnissen ver-
anlasst sehen. Der erste entsteht innerhalb
der Gewerkschaften selbst und bedeutet
praktisch einen „Schub“ der Gewerk-
schaftsstrategie in Richtung der Schaffung
von Bündnissen. Der zweite entsteht
außerhalb der Gewerkschaften und hängt
mit dem Angebot an Bündnispartnern und
den politischen Möglichkeiten zusammen,
Bündnisse zur Herbeiführung von Verän-
derungen zu nutzen. Entscheidende Va-

riablen sind daher in diesem Fall die Macht
der Zivilgesellschaft und die nationale
Struktur des Staates, zwei Faktoren, die
zivile Bündnisse fördern oder erschweren
können.

4. 1 NIEDERGANG UND AUSSCHLUSS

Frühere Analysen von gewerkschaftlich un-
terstützten Bündnissen stellen häufig die
Schwierigkeiten heraus, die beim Aufein-
andertreffen unterschiedlicher Strukturen,
Kulturen oder Ziele unterschiedlicher Or-
ganisationen auftreten können (Needle-
man 1998). Diese potenziellen Schwierig-
keiten sind oft dafür verantwortlich, dass
Gewerkschaften von der Bildung von
Bündnissen absehen, solange sie ungehin-
derten Zugang zu anderen Ressourcen
haben und mit den bewährten Methoden
weiterhin erfolgreich sind. Somit könnte
man Bemühungen um Bündnisse als eine
Schwäche von Gewerkschaften auffassen:
eine in größter Not eingeführte Erweite-
rung des gewerkschaftlichen Handlungsre-
pertoires. Dies lässt sich anhand von zwei
Beispielen veranschaulichen. In der US-
Literatur finden Bündnisse am häufigsten
im Zusammenhang mit zwei Umständen
Erwähnung, nämlich mit Kampagnen für
existenzsichernde Löhne und mit Bemüh-
ungen um die Rekrutierung von Nied-
riglohnarbeitern (Turner/Hurd 2001). D.h.
in den USA zumindest ist die Wahrschein-
lichkeit, dass Gewerkschaften Bündnisse
eingehen, am größten, wenn sie sich um
die Vertretung von ArbeitnehmerInnen
mit geringer „organisatorisch gefestigter
Kollektivmacht“ (organizational power)
und schwacher „Arbeitsmarktstellung“
(positional power) (z.B. gering qualifizierte
Stellen und solche des zweiten Arbeits-
marktes) bemühen. Gewerkschaften su-
chen also nach anderen Mitteln, nämlich
nach Bündnispartnern, um ihre Ziele
durchzusetzen, wenn sie sich nicht allein
auf die organisatorische und Verhand-
lungsstärke der ArbeitnehmerInnen selbst
verlassen können.

In Großbritannien wurden die ersten
Versuche mit Bündnissen im Anschluss an
die auf die Wahl Margaret Thatchers
folgende politische Wende in der staatli-
chen Gewerkschaftsorientierung unter-
nommen. Die 1980er Jahre werden von Co-
lin Crouch (1986) als eine Zeit des „Aus-
schlusses der Gewerkschaften“ beschrie-
ben, in der die Regierung den Gewerk-
schaften ihre Legitimität absprach und ih-
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Vordergrund, weil diese als ein Vehikel für
den Klassenkonflikt dient; entsprechend
kommt anderen progressiven Kräften eine
eher passive, unterstützende Rolle zu.

In Deutschland sind linke Gewerk-
schaften eher bereit, Bündnisse für eine ge-
meinsame Sache oder integrative Bündnis-
se zu bilden, worin sich die sozialpartner-
schaftliche Tradition des Landes widerspie-
gelt. In der Bündnisbildung zeigt sich hier
die Akzeptanz pluraler Interessen sowie ei-
ne traditionelle Verpflichtung zur Zusam-
menarbeit mit anderen gesellschaftlichen
Gruppen. In der Präferenz für „Einfluss-
bündnisse“ anstelle von Protestbündnis-
sen, die am deutlichsten in der Weigerung
der deutschen Gewerkschaften zu Tage
tritt, sich den radikalen Protesten der
Antiglobalisierungsgegner anzuschließen,
kommt darüber hinaus die wenig kämpfe-
rische Ausrichtung von Bündnissen zum
Ausdruck. Gewerkschaften, die eine weit
gefasste Vorstellung von ihrer gesellschaft-
lichen Aufgabe besitzen, bilden daher eher
Bündnisse als „Business Unions“; darüber
hinaus übt aber auch die jeweilige gewerk-
schaftliche Orientierung an Vorstellungen
von „Klasse“ und „Sozialpartnerschaft“ ei-
nen zusätzlichen Einfluss aus.

4.4 VERFÜGBARKEIT VON PARTNERN

Gewerkschaften brauchen Partner, um
Bündnisse zu bilden, und daher ist die Ver-
fügbarkeit von Partnern ein weiterer Fak-
tor, der die Bündnisbildung fördert oder
erschwert. Diesbezüglich gibt es wider-
sprüchliche Trends. Einerseits haben die
Privatisierung des gesellschaftlichen Le-
bens, die Auflösung sozialer und beruf-
licher Milieus und das Entstehen heteroge-
ner Formen sozialer Absicherung vermut-
lich dazu beigetragen, dass sich die Zahl der
möglichen Bündnispartner verringert hat.
Andererseits bietet die auf Geschlecht, De-
mografie, sexuelle Orientierung, Konsum
und problemorientierte Politik gestützte
Förderung von Identitätsformen eine
Quelle für neue Bündnispartner. Deutsche
Gewerkschaften sind aufgrund der Stärke
der nationalen Umweltbewegung jederzeit
in der Lage, Bündnisse zu Umweltfragen
einzugehen.

Die unterschiedliche Verfügbarkeit von
Bündnispartnern mag außerdem eine Er-
klärung für die unterschiedliche Stärke und
Ausrichtung von Bündnissen in den unter-
suchten Ländern sein. In den USA konnten
sich Gewerkschaften im Rahmen der Kam-

sen Gehör zu verschaffen. Da sich die Agen-
da für die Interessenvertretung auf Berei-
che ausdehnt, die über das unmittelbare
Arbeitsverhältnis hinausgehen, kommen
Gewerkschaften somit beinahe zwangsläu-
fig in Kontakt mit bereits bestehenden
Trägern von Kampagnen und Interessen-
gruppen.

4.3 GEWERKSCHAFTSIDENTITÄT

Richard Hyman (2001) argumentiert, dass
sich die nationalen Arbeiterbewegungen
grob in drei Hauptidentitäten unterschei-
den: dem so genannten Business Unionism
(Gewerkschaften als ökonomische Arbeits-
marktvertreter), sozialpartnerschaftliche,
korporatistische Gewerkschaft oder eine
klassenbasierte gewerkschaftliche Gegen-
macht, welche die bestehende soziale und
politische Ordnung in Frage stellt.

Bei Gewerkschaften des ersten Typus ist
die Wahrscheinlichkeit am geringsten, dass
sie sich um Bündnisse bemühen. Für die
USA lässt sich festhalten, dass Versuche zur
Bildung von Bündnissen zunächst von den
Kritikern des Business Unionism befür-
wortet wurden. Erst als die Schwäche des
Business Unionism offensichtlicher wurde,
nahmen auch die bündnispolitischen Akti-
vitäten zu (Turner/Hurd 2001). Die Bünd-
nisbildung ist eine von mehreren Ansätzen,
die von den Anhängern des Social Move-
ment Unionism bewusst in Abgrenzung
zum Business Unionism ins Spiel gebracht
wurden. Ferner lässt sich feststellen, dass in
Deutschland und in Großbritannien am
ehesten die Gewerkschaften der politischen
Linken mit ihrer weiter gefassten Vorstel-
lung von der gesellschaftlichen Aufgabe der
Gewerkschaften zur Zusammenarbeit mit
Bündnispartnern bereit waren. Es gibt je-
doch Unterschiede zwischen den „linken“
Gewerkschaften beider Länder, die Auswir-
kungen auf die Art der gebildeten Bünd-
nisse haben. In Großbritannien hat die Ge-
werkschaftslinke eine starke, durch die
Klassenpolitik geprägte syndikalistische
Strömung. Typischerweise findet die Klas-
senidentität der traditionell linken Ge-
werkschaften ihren Ausdruck eher in
Kampfbereitschaft als in der Bündnisbil-
dung. Erfolgt dennoch die Bildung einer
Allianz, wie beispielsweise während des
Bergarbeiterstreiks in den 1980er Jahren,
nimmt sie schnell die Form eines „Protest-
bündnisses“ an, bei dem sich die Gewerk-
schaft in einer Führungsposition befindet.
Die Ziele der Gewerkschaft treten in den

nen die Möglichkeit der politischen Ein-
flussnahme verwehrte; in diesem Kontext
nahmen die ersten Bündnisversuche ihren
Anfang. Die Gewerkschaften bemühten
sich in einer Reihe von weitgehend erfolg-
losen Anläufen, mit Hilfe von „Pionier-
bündnissen“ oder „Bündnissen für eine ge-
meinsame Sache“ die Privatisierung und
Restrukturierung des öffentlichen Dienstes
zu verhindern. Bezeichnenderweise ließen
diese Bemühungen 1997 mit der Rückkehr
der Labour-Partei an die Macht etwas nach,
da die Gewerkschaften ihren politischen
„Insider“-Status zum Teil zurückerhielten.
Obwohl in Großbritannien zunächst eine
Kampagne für existenzsichernde Löhne
durchgeführt wurde, fanden die wesent-
lichen Bemühungen der Gewerkschaften
um eine Lohnregulierung innerhalb der
tripartistischen Low Pay Commission statt,
die gegenüber der Regierung Empfehlun-
gen hinsichtlich der Höhe des Mindestloh-
nes ausspricht. Somit folgte die Bildung
von gewerkschaftlichen Bündnissen in
Großbritannien dem politischen Zyklus
und nahm in dem Maße zu bzw. ab, in dem
die Gewerkschaften den Zugang zu poli-
tischen Mitteln verloren bzw. zurückge-
wannen.

4. 2 INTERESSENVERTRETUNG

In Deutschland begannen die Gewerk-
schaften mit der Suche nach Bündnispart-
nern, als sie ihre Politik der Interessenver-
tretung um die Themen der internationa-
len Arbeitsrechtsbestimmungen (für welt-
weite Konzerne oder in der Dritten Welt),
des Anti-Rechtsextremismus, oder des Um-
weltschutzes erweiterten. Dasselbe Schema
lässt sich auch in Großbritannien erken-
nen, wo die Gewerkschaften mit Bünd-
nispartnern zusammenarbeiten, um eine
familienfreundlichere Arbeitsgesetzgebung
(„work-life-balance“) zu fördern. Die Ent-
wicklung von neuen Aktivitäten in nicht
traditionellen Politikfeldern kann sich aus
zwei Gründen bündnisfördernd auswir-
ken. Erstens verfügen die Gewerkschaften
in den betroffenen Bereichen möglicher-
weise nicht über genügend Sachkenntnis,
sodass sie beim Zugang zu Ressourcen, die
ihnen selbst fehlen, von ihren Partnern ab-
hängig sind. Zweitens sind der Umwelt-
schutz, internationale Arbeitsrechtsbestim-
mungen oder die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie Themen, die nicht-gewerk-
schaftliche Interessenorganisationen auf-
gegriffen haben, um Beschäftigteninteres-
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pagne gegen Sweatshops mit Studenten-
vereinigungen verbünden, da amerika-
nische Universitäten und ihre campus-
shops Großkunden für Sport- und Frei-
zeitkleidung sind. In Großbritannien oder
Deutschland, wo Universitäten weniger
kommerziell engagiert sind, sind sie keine
potenziellen Partner für derartige Gewerk-
schaftskampagnen. Allgemeiner betrachtet
ist die Basis für temporäre Kampagnen mit
lokalen Gruppierungen in den USA durch
die spezifisch dezentrale amerikanische
Zivilgesellschaft vermutlich stärker als in
anderen Ländern, wo wie in Deutschland
die Zivilgesellschaft stärker auf zentrali-
sierten intermediären Netzwerken beruht.

4.5 DIE VERTEILUNG POLITISCHER
EINFLUSSCHANCEN 

Als letzter bündnisfördernder Faktor ist die
Struktur der politische Einflusschancen
(Political Opportunity Structure) zu nen-
nen: Gewerkschaften bilden Bündnisse,
wenn sie durch die Struktur der regieren-
den Institutionen hierzu ermutigt werden.
Sie werden zur Bündnisbildung ermutigt
(und solche Bündnisse sind erfolgreicher),
wenn ein politisches System mehrere Zu-
gangspunkte zur Politik bietet. Dort wo in
den USA auf städtischer Ebene Einfluss-
spielraum vorhanden ist, haben sich Bünd-
nisse für existenzsichernde Löhne am
stärksten entwickelt. In Großbritannien,
wo es einen nationalen Mindestlohn gibt
und die Kommunalregierungen weniger
autonom sind, wurden Versuche zur Bil-
dung vergleichbarer Bündnisse unternom-
men, die jedoch erfolglos blieben. Der zen-
tralisierte Charakter des britischen Staates
bietet in Verbindung mit einem Wahlsys-
tem, das dazu tendiert, starke Mehrheits-
regierungen hervorzubringen, keinen

fruchtbaren Boden für gewerkschaftlich
unterstützte Bündnisse. In Deutschland
zeigt sich ein drittes Muster. Hier hat der
korporative Regierungsstil mit seinem
Schwerpunkt auf einer Beteiligung der So-
zialpartner am Dialog die Bildung von
„Einflussbündnissen“ gefördert. Beispiels-
weise in Hinblick auf Gesetzgebungsinitia-
tiven im Rahmen des internationalen Ar-
beitsrechts oder den Umweltschutzes hat
der Staat versucht, alle relevant Beteiligten,
einschließlich Gewerkschaften und Nicht-
regierungsorganisationen, einzubeziehen.

5 
Fazit

Welche Lehren können aus dieser Betrach-
tung der Bündnisbildung für die Revitali-
sierung der Gewerkschaftsbewegung gezo-
gen werden? Unserer Ansicht nach lassen
sich mehrere, unterschiedliche Schlüsse
ziehen. Zunächst einmal steht die Bildung
von Bündnissen für Innovation in der Ge-
werkschaftsstrategie, und zwar sowohl im
Sinne einer neuartigen Entwicklung von
Taktiken, als auch in Hinblick auf eine
Erweiterung der gewerkschaftlichen Ziele.
Häufig werden Bündnispartner gesucht,
weil eine Gewerkschaft ihr Politikfeld er-
weitert und Themen berücksichtigt, die
über die Ebene des Arbeitsplatzes hinaus-
gehen. Zweitens: Obwohl sich insbesonde-
re Gewerkschaften, die sich als soziale Be-
wegung neu zu definieren suchen, durch
bündnispolitische Aktivitäten hervorgetan
haben, gehen wir nicht davon aus, dass ei-
ne Kausalität zwischen Social Movement
Unionism und Bündnisbildung existiert.
Es mag richtig sein, dass die dem Social
Movement Unionism verbundenen Ge-

werkschaften Bündnisse eingehen, dies
trifft aber ebenso auch auf Gewerkschaften
mit anderen „Identitäten“ zu. Drittens sa-
gen wir eine zunehmende Popularität der
Bündnisse in den nationalen Arbeiterbe-
wegungen voraus. Dies liegt zum Teil da-
rin begründet, dass die Gewerkschaften
durch interne Faktoren einen Schub in
Richtung Bündnisse erhalten: Die Gewerk-
schaftsbewegungen in der entwickelten
Welt befinden sich in der Krise und stehen
unter dem Druck, neue Strategien zu ent-
wickeln und sich Zugang zu neuen Res-
sourcen zu verschaffen. Zum Teil lässt sich
dies aber auch damit erklären, dass die Ent-
wicklungen außerhalb der Arbeiterbewe-
gung die Gewerkschaften zur Bildung von
Bündnissen treiben. Es werden zunehmend
neue Bündnispartner zur Verfügung ste-
hen, da Themen wie die Globalisierung, die
Regulierung von Arbeitsrechtsbestimmun-
gen, die Gleichheit der Geschlechter,Work-
Life-Balance, der Umweltschutz oder der
Anti-Rechtsextremismus mittelfristig wei-
terhin die progressive Politik bestimmen.
Unsere letzte Schlussfolgerung bezieht sich
auf die nationalen Unterschiede in Umfang
und Form der gewerkschaftlichen Bünd-
nisbildung. Im Kontext der Globalisierung
empfehlen die Verfechter des Social Move-
ment Unionism Bündnisse als eine univer-
selle Lösung für die Missstände, denen sich
die derzeitige Arbeitnehmerschaft ausge-
setzt sieht. Die Entwicklungen in den USA,
Großbritannien und Deutschland mahnen
jedoch zur Vorsicht. Bündnisbildungen der
Gewerkschaften sind – wie alle gewerk-
schaftlichen Strategien – nationalen Ge-
werkschaftstraditionen, Identitäten und
Unterschieden im institutionellen Kontext
von Politik und Arbeitsbeziehungen unter-
worfen. Universellen Lösungen ist zu miss-
trauen.
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